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(Nr. 12818.) Drittes Geſetz über die SL von landesrechtlich feſtgelegten Geldbeträgen. Vom 
S8. April 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 

Der § 4 des Geſetzes vom 28. März 1922 über die Erhöhung von landesrechtlich feſtgelegten 
Geldbeträgen (Geſetzſauml. S. 77) wird aufgehoben. Im Artikel 6 § 1, im Artikel 7 § 1 Abſ. I 
und im Artikel 7 § 2 Abſ. 1 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch (Geſetzſamml. 

1899 S. 177) werden die Worte „Fünftauſend Mark“ durch die Worte „Dreitauſend Goldmark!“ 
erſetzt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 8. April 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Nr. 12819.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur Bedeichung des 5 
vor der Wiedingharde im Regierungsbezirke Schleswig. Vom 8. April 1924. 


Der Dudtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
81. 


Dem Staatsminifterium wird ein weiterer Betrag von 1150 000 (einer Million einhundert⸗ 
fünfzigtauſend) . für die Winterbedeichung des Wiedingharder Vorlandes im Regierungs- 


bezirke Schleswig zur Verfügung geſtellt. 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1281812823.) 37 
Ausgegeben zu Berlin, den 17. April 1924. 
\ 
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982. ; 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Summe eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die 
Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck aufge— 
nommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 


(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen dürfen vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwaige zugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
dürfen auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe 
auf in- und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar, ferner auch auf Einheiten von 
Sachwerten (Tonnen Kali, Zentner Roggen uſw.) geſtellt werden. 


() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


(5) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. N 


(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Um⸗ 
lauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- und Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlung im Auslande überlaſſen. 


8 3 
8 + 
Die Erlöſe aus dem etwaigen Verkaufe des eingedeichten Wiedingharder Vorlandes, und zwar 
nicht nur die baren Kaufſummen, ſondern auch bei Verkäufen gegen Rentenzahlung die Renten, 
ſind vorweg zur verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. 


8 4. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 
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Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 8. April 1924. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter, 


zugleich für den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


(Nr. 12820.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend Verwertung der Forſtnutzungen aus den 
Staatswaldungen in den vormals Kurheſſiſchen Landesteilen, vom 6. Juni 1873. Vom 
12. April 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 * 


Die im § 2 des Geſetzes vom 6. Juni 1873, betreffend die Verwertung der Forſtnutzungen 
aus den Staatswaldungen des vormaligen Kurfürſtentums Heſſen (Geſetzſamml. von 1873 S. 350) 
feſtgeſetzte Taxe wird für alles nach dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes überwieſene Los⸗ 
und Kohlholz nach dem Goldwert erhoben. 

Das Wertverhältnis, zu dem Zahlungen in Reichswährung oder in anderen als den geſetzlichen 
zur Annahme an den öffentlichen Kaſſen zugelaſſenen Zahlungsmitteln in Goldmark umzurechnen 
find, richtet ſich nach dem vom Reichsminiſter der Finanzen auf Grund des § 2 Abſ. 3 der Auf- 
wertungsverordnung vom 11./18, Oktober 1923 (gReichsgeſetzbl. 1 S. 939, 979) jeweils für den 
Tag des Zahlungseinganges feſtgeſetzten Goldumrechnungsſatze. 


92 


An Stelle der Worte im § 8 des Geſetzes vom 6. Juni 1873 „bei einem Taler Strafe! 
treten die Worte „bei einer Strafe von drei Goldmark'. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 12. April 1924. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel.) ae 
Braun. Wendorff. 


37 
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(Nr. 12821.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des Solms⸗Hohenſolms⸗Lichſchen Hausguts. 
Vom 31. März 1924. a 5 LS 


Die Auflöſung des Solms-Hohenſolms-Lichſchen Hausguts erfolgt nach Maßgabe der angeſchloſſenen Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Freiſtaat Preußen, dem Volksſtaat Heſſen und dem Freiſtaat Waldeck wegen einheit⸗ 
licher Auflöſung des Solms-Hohenſolms-Lichſchen Hausguts vom 8. Februar 1924. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Sofern ſchon vor dieſem Zeitpunkt von den 
preußischen Auflöſungsbehörden ein Verfahren zur Herbeiführung der freiwilligen einheitlichen Auflöſung des 
genannten Hausguts eingeleitet iſt, hat die Verordnung hinſichtlich dieſes Verfahrens rückwirkende Kraft. 


Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, nähere Beſtimmungen zur Ausführung dieſer Verordnung zu 
erlaſſen. 1 


Berlin, den 31. März 1924. 


(Siegel) | Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


Vereinbarung 


zwischen dem Freiſtaat Preußen, dem Volksſtaat Heſſen und dem Freiſtaat Waldeck 
wegen einheitlicher Auflöſung des Solms⸗Hohenſolms⸗Lichſchen Hausguts. 


Um die gebotene einheitliche Auflöſung des Solms-Hohenſolms⸗Lichſchen Hausguts, deſſen Beſtandteile 
ſich zum Teil in Preußen, zum Teil in Heſſen und zum Teil in Waldeck befinden, zu ermöglichen, haben 
die Preußiſche, die Heſſiſche und die Waldeckiſche Regierung folgendes vereinbart: 


§ 1. 

Die Auflöſung des geſamten Solms-Hohenſolms-Lichſchen Hausguts, alſo auch der in Heſſen und in 
Waldeck befindlichen Teile dieſes Vermögens, ſoll einheitlich erfolgen auf Grund des preußiſchen Geſetzes 
über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die Auflöſung der Hausvermögen (Adelsgeſetz) vom 
23. Juni 1920 (Preuß. Geſetzſamml. S. 367) ſowie der dazu ergangenen preußiſchen Ausführungsbeſtim⸗ 
1 1 nn fonftigen weiteren preußiſchen Vorſchriften, ſoweit nicht im Nachſtehenden etwas anderes be⸗ 
timme iſt. 


8.25 


Für das Auflöſungsverfahren ſind die für die preußiſchen Teile des Hausguts zuſtändigen preußiſchen 
Auflöſungsbehörden zuſtändig. Die ihnen zuſtehenden Rechte und Pflichten erſtrecken ſich unbeſchadet der 


Beſtimmungen der SS 3, 5, 6, 7 und 8 auch auf die in Heſſen und in Waldeck befindlichen Teile des 
Hausguts. 


83 
Ss . 

) Der Entwurf des die Auflöſung regelnden Familienſchluſſes ſowie der Termin zur Aufnahme des 
Familienſchluſſes iſt auch dem Heſſiſchen Miniſterium der Juſtiz und dem Waldeckiſchen Landesdirektor mit⸗ 
zuteilen. Dieſe können zu dem Aufnahmetermin einen Vertreter entſenden. f 

(2) Die Auflöſung des Hausvermögens bedarf der Genehmigung der Preußiſchen Miniſter der Juſtiz 


und für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, des Heſſiſchen Miniſteriums der Juſtiz ſowie des Waldeckſſchen 
Landesdirektors. 
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i § 4. 

(1) Der Hausgutsinhaber kann über Gegenſtände, die zum Hausgute gehören, entgeltlich verfügen und 
Verpflichtungen für das Hausgut eingehen, auch ſoweit er darin bisher beſchränkt war. Zu unentgeltlichen 
Verfügungen bedarf er der Genehmigung der Auflöſungsbehörde. 

(2) Hausrechtliche Beſtimmungen, nach denen Grundſtücke ohne weiteres Beſtandteile des Hausguts 
werden, treten außer Kraft. e 

' § 5. 

(1) Die preußiſchen Beſtimmungen über Waldſicherungen und über die Bildung von Landgütern gelten 
nicht für die in Heſſen befindlichen Teile des Hausguts. Die Heſſiſche Regierung oder die von ihr beſtimmte 
Behörde kann indeſſen aus dieſen Teilen einen oder mehrere Schutzforſten ſowie ein oder mehrere geſchloſſene 
Landgüter bilden und deren Rechtsverhältniſſe durch beſondere Verordnung regeln, ſoweit dieſerhalb nicht eine 
geſetzliche Regelung erfolgt. 

(2) Die in Waldeck befindlichen, mit dem preußiſchen Grundbeſitze des Hausguts in räumlichem und 
wirtſchaftlichem Zuſammenhange ſtehenden Grundſtücke können einem etwa aus dem preußiſchen Grundbeſitze 
zu bildenden Wald- oder Landgute (§ 12 der preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920 
— Preuß. Geſetzſamml. S. 463 —) oder Schutzforſte (preußiſche Waldverfügung vom 31. Dezember 1920 
— Preuß. Juſt.⸗Min.⸗Bl. von 1921 S. 30 —) einbezogen werden, bedürfen in dieſem Falle jedoch nicht der 
Übernahme auf ein preußiſches Grundbuchblatt. Die waldeckiſche Aufſicht über den in Waldeck belegenen 
Wald wird dadurch nicht berührt; ſoweit nach den preußiſchen Beſtimmungen Aufſichtsrechte der Forſtauffichts⸗ 
behörde begründet find, bedarf ihre Ausübung hinſichtlich des in Waldeck belegenen Waldes der Zuſtimmung 
der vom Waldeckiſchen Landesdirektor zu beſtimmenden Forſtaufſichtsbehörde. Zu Verfügungen über die in 
Waldeck belegenen Grundſtücke bedarf es auch der Genehmigung der vom Waldeckiſchen Landesdirektor zu be⸗ 
ſtimmenden Behörde; dieſe hat die erforderlichen Erſuchen an das Grundbuchamt zu richten. 

(3) Auf Antrag des Hausgutsinhabers können mit Genehmigung des Preußiſchen Miniſters für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten die heſſiſchen Vorſchriften über die Waldſicherung auch auf die preußiſchen 
Beſtandteile des Hausguts für anwendbar erklärt werden. Das Nähere hierüber beſtimmt der Preußiſche 
Juſtizminiſter. 

§ 6. 

(1) Das zum Hausgute gehörende Archiv iſt auch fernerhin der Benutzung durch die Allgemeinheit offen- 
zuhalten. Die Auflöſungsbehörde hat eine Benutzungsordnung aufzuſtellen; dieſe bedarf der Genehmigung 
des Heſſiſchen Miniſteriums der Juſtiz und gilt gegenüber dem jeweiligen Eigentümer insbeſondere auch dann 
noch, wenn bereits die Auflöſung des Hausguts eingetreten und die Hausgutseigenſchaft ſchon in den Grund⸗ 
büchern gelöſcht iſt. 

(2) Im übrigen ſoll das Archiv den Vorſchriften unterworfen ſein, wie ſie in Heſſen für alle Archive 
gelten, die zu einem Familienfideikommiß oder einem aufgelöſten Familienfideikommiß gehören oder ge— 
hört haben. 

§ 7. 

(1) Zum Zwecke der Sicherſtellung und Bewirkung der Verſorgung der nach bisherigem Hausrechte 
verſorgungsberechtigten Mitglieder der Solms-Hohenſolms⸗Lichſchen Familie und der Hausgutsangeſtellten 
ſowie zur Sicherſtellung und Befriedigung der aus etwaigen Patronatslaſten Berechtigten kann die preußiſche 
Auflöſungsbehörde nach Maßgabe des Familienſchluſſes aus in Preußen und in Heſſen befindlichen Teilen 
des Hausguts eine Stiftung mit dem Sitze in Heſſen errichten. Die für dieſe Stiftung zuständige heſſiſche 
Aufſichtsbehörde wird durch die Heſſiſche Regierung beſtimmt werden. Der Aufſichtsbehörde ſtehen diejenigen 
Befugniſſe zu, die ihr durch Satzung der Sliftung eingeräumt find. 

(2) Soweit die Stiftung zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen Nießbrauchsrechte an in Heſſen gelegenen 
Grundſtücken eingeräumt hat und dieſe Rechte nach den bei ihrer Beſtellung aufgenommenen Bedingungen 
erlöſchen ſollen, wenn die belaſteten Grundstücke für Siedlungszwecke veräußert oder in Einzelpacht gegeben 
werden ſollen, kann die zuſtändige heſſiſche Auflöſungsbehörde das Erlöſchen der Nießbrauchsrechte feſtſtellen. 
Im übrigen ſind das Preußiſche Landesamt für Familiengüter und das Heſſiſche Miniſterium für Juſtiz 
berechtigt, für den Fall, daß die Stiftung des Nießbrauchs an beſtimmten Grundſtücken ſpäter nicht mehr 
dauernd für die Stiftungszwecke bedarf, dies in ſeiner gemeinſamen Entſcheidung feſtzuſtellen. Mit dieſer 
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Feſtſtellung erlöſchen, ſofern ſie als Erlöſchungsgrund des Nießbrauchs bei ſeiner Beſtellung vorgeſehen ift, 
die Nießbrauchsrechte. Je nachdem die in Frage kommenden Grundſtücke in Preußen oder in Heſſen gelegen 
find, iſt die genannte preußiſche oder heſſiſche Behörde befugt, das Grundbuchamt um die Löſchung des Nieß⸗ 
brauchs zu erſuchen. 

88 


(1) Die zur Vollziehung des rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes erforderlichen Eintragungen in 
die öffentlichen Bücher und Regiſter erfolgen, auch ſoweit es ſich um die heſſiſchen oder waldeckiſchen Teile 
des Hausguts handelt, auf Erſuchen der preußiſchen Auflöſungsbehörde, ſoweit nicht in Abſ. 2 und 4 etwas 
anderes beſtimmt iſt. Erſuchen dieſer Art an heſſiſche oder waldeckiſche Behörden bedürfen aber der von der 
preußiſchen Auflöſungsbehörde unmittelbar einzuholenden Zuſtimmung der von der Heſſiſchen und Waldeckiſchen 
Regierung zu beſtimmenden Auflöſungsbehörde. Im übrigen gelten, auch ſoweit die Erſuchen an heſſiſche 
oder waldeckiſche Behörden gerichtet ſind, die einſchlägigen preußiſchen Beſtimmungen, insbeſondere die allge⸗ 
meine Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſters, betreffend die Erſuchen der Auflöſungsämter um Eintragungen 
in das Grundbuch, vom 20. September 1921 (Preuß. Juſt.⸗Min.⸗Bl. S. 498). 

(2) Die Umſchreibung von Grundſtücken oder Rechten, die in heſſiſchen oder waldeckiſchen Grundbüchern 
eingetragen find, auf den Namen desjenigen, in deſſen Hand dieſe Vermögensbeſtandteile nach Maßgabe des 
rechtskräftig beſtätigten Familienſchluſſes frei geworden ſind, erfolgt nur auf unmittelbaren Antrag des Be⸗ 
rechtigten auf Grund eines von ihm vorzulegenden Zeugniſſes der zuſtändigen heſſiſchen oder waldeckiſchen 
Auflöſungsbehörde über ſeine Berechtigung. 

(3) Beſtehen in den Fällen des Abſ. 1 und 2 zwiſchen den zuſtändigen preußiſchen, heſſiſchen oder 
waldeckiſchen Auflöſungsbehörden Meinungsverſchiedenheiten, fo entſcheidet das Preußiſche Landesamt für 
FJamiliengüter unter Zuziehung von zwei von der Heſſiſchen oder gegebenenfalls von der Waldeckiſchen Re⸗ 
gierung zu beſtellenden Mitgliedern. 

(4) Eintragungen in ein heſſiſches Grundbuch, die einen nach $ 5 dieſer Vereinbarung gebildeten Schutz⸗ 
forſt oder ein geſchloſſenes landwirtſchaftliches Gut betreffen, erfolgen auf Erſuchen der heſſiſchen oberen 
Forſtbehörde beziehungsweiſe des Heſſiſchen Miniſteriums für Arbeit und Wirtſchaft, Abteilung für Ernährung 
und Landwirtſchaft. 9 9 


Die gegenwärtig oder künftig in Heſſen geltenden Vorſchriften, betreffend Verfügungen über heſſiſche 
Grundstücke (vgl. insbeſondere Artikel 42 bis 52 des Heſſiſchen Landgeſetzes vom 1. September 1919 
— Heſſ. Reg.⸗Bl. S. 321 —), werden durch dieſe Vereinbarung nicht berührt. 

§ 10. 

Soweit von preußiſchen Auflöſungsbehörden ein Verfahren zur Herbeiführung der freiwilligen einheit⸗ 
lichen Auflöſung des Hausvermögens bereits eingeleitet iſt, ſollen die in dieſem Verfahren getroffenen 
Maßnahmen wirkſam ſein. - 

Berlin, den 8. Februar 1924. 

Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staatsminiſterium unter dem 
3. Dezember 1923 erteilten Vollmacht 
Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat Dr. jur. h. c. Ernft Kübler, Miniſterialdirektor a. De, 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 0 
Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung auf Grund der Vollmacht des Heſſiſchen Geſamtminiſteriums 
vom 26. Juli 1923 
Wirklicher Geheimer Rat Dr. Ing. h. c. Maximilian Freiherr von Biegeleben, Heſſiſcher Außer⸗ 
ordentlicher Geſandter, 
Stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 
Im Namen der Waldeckiſchen Staatsregierung auf Grund der Vollmacht des Waldeckiſchen Landesausſchuſſes 
vom 9. Januar 1924 
Dr. Wilhelm Schmieding, Landesdirektor, 
Bevollmächtigter zum Reichsrat. 
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(Nr. 12822.) Verordnung zur Abänderung der Ausführungsverordnung zu § 61 des Betriebsrätegeſetzes. 
Vom 12. April 1924. 


Artikel 1. 


Die Verordnung zur Ausführung des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (Reichs- 
geſetzbl. S. 147) in den dem Finanzminiſter und dem Miniſter des Innern unterſtellten Zweigen der Staats⸗ 


— 


verwaltung vom 7. Februar 1921 (Geſetzſamml. S. 271) wird wie folgt geändert: 
1. § 2 erhält folgende Faſſung: 
Innerhalb der im § 1 bezeichneten Zweige der Staatsverwaltung gelten als Betriebe im 
Sinne des Betriebsrätegeſetzes das Finanzminiſterium, das Miniſterium des Innern, die Ober- 
präſidien, die Bezirksregierungen, die Bau- und Finanzdirektion in Berlin, die Kreiskaſſen, die 
Kataſterämter, die Hochbauämter, die Landratsämter, die ſtaatlichen Polizeiverwaltungen ein⸗ 
ſchließlich der Grenzkommiſſariate, die Dienſtſtellen der Schutzpolizei, die keiner ftaatlichen Polizei⸗ 
verwaltung unterſtehen, die Zucht- und Abrichteanſtalt für Polizeihunde bei Grünheide, die 
Diſtriktskommiſſariate, die Verwaltungsdirektion der Landjägerei und die Landjägereiſchulen ſowie 
das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt. 
2. § 11 erhält folgende Faſſung: 
Die Bezirksbetriebsräte beſtehen aus je fünf Mitgliedern. 


Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 12. April 1924. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


r. 12823.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt über Anderung des Tarifs für die Gebühren der 
Kreisärzte ufw. Vom 31. März 1924. 


Auf Grund des §i8 Abs. 2 des -Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Geſetzſamml. S. 625) wird im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter mit Wirkung 
vom 1. April 1924 ab beſtimmt, daß von den in Anlage 1 des Geſetzes angegebenen Sätzen des Tarifs für 
die Gebühren der Kreisärzte mit Ausnahme der Gebühr nach A Ziffer 10a, ſowie von den in der Anlage II 
angegebenen Sätzen des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrich⸗ 
tungen 75 vom Hundert, unter Abrundung der Markbrüche nach oben auf volle Mark, zur Erhebung gelangen. 


Von den Sätzen zu A Ziffer 10 a des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte werden nur 40 vom Hundert 
erhoben. Wenn mehr als eine Verrichtung zu A Ziffer 10a des Tarifs in demſelben Gebäude und im zeitlichen 
Zuſammenhange ſtattſinden, fo darf die Gebühr für jede Verrichtung nur zu 60 vom Hundert des 40,vom⸗ 
Hundert-Betrages in Rechnung geſtellt werden. 


Die ſo erhaltenen Beträge gelten in Goldmark und zwar nach dem im Reichs- und Staatsanzeiger 
und durch Aushang in den Poſtanſtalten bekanntgegebenen Goldumrechnungsſatze für die Reichsſteuern am 
Zahlungstage. - 


ee Tin 


Ferner wird die Vorſchrift unter A IV Nr. 18 der Anlage I des Geſetzes mit Wirkung vom 1. April 

1924 ab wie folgt geändert: ö \ 
Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Kreisarzt letztere nicht ſelber anfertigt, werden 
für die Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, vergütet durch 
einen Betrag von 20 Goldpfeunig. Jede angefangene Seite wird voll gerechnet. 

. 0 18 Erlaß vom 10. Dezember 1923 (Geſetzſamml. S. 562) wird vom 1. April 1924 an außer Kraft 

geſetzt. 

Berlin, den 31. März 1924. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


; Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 23. Oktober 1923 über die Verleihung des 
Euteignungrechts an die Gemeinde Wickede, Kreis Dortmund, für die Anlage eines kommunalen 
Friedhofs durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 49 S. 389, ausgegeben am 
8. Dezember 1923 N 5 : 5 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Januar 1924 über die Genehmigung des 
Siebzehnten Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe 
von 1912) durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 10 S. 56, ausgegeben am 8. März 1924, 
der Regierung in Gumbinnen Nr. 9 S. 47, ausgegeben am 1. März 1924, 
der Regierung in Allenſtein Nr. 9 S. 39, ausgegeben am 1. März 1924, und 
der Regierung in Marienwerder Nr. 9 S. 35, ausgegeben am 1. März 1924; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Januar 1924 über die Genehmigung des 
XIII. Nachtrags zum Statut der Bank der Oſtpreußiſchen Landſchaft durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 7 S. 41, ausgegeben am 16. Februar 1924, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 7 S. 40, ausgegeben am 16. Februar 1924, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 7 S. 33, ausgegeben am 16. Februar 1924, und 

der Regierung in Marienwerder Nr. 7 S. 29, ausgegeben am 16. Februar 1924; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 7. Februar 1924 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Stadtgemeinde Vierſen für die Errichtung einer Unterftation des ſtädtiſchen 
Elektrizitätswerkes durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 10 S. 58, ausgegeben am 
15. März 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. Februar 1924 über die Verleihung des Ent⸗ 


eignungsrechts an die Stadtgemeinde Köslin für die Einrichtung eines Kindererholungsheims durch 
das Amtsblatt der Regierung in Köslin Nr. 13 S. 64, ausgegeben am 29. März 1924; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 18. Februar 1924 über die Genehmigung einer 
Satzungsänderung der Schleswig ⸗Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amtsblatt der Regierung in 
Schleswig Nr. 11 S. 112, ausgegeben am 15. März 1924. 
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